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Vereinbarung zwischen Land und Kommunen ist eine gute Grundlage für den Start der schulischen Inklusion  

Die Einigung zwischen der Landesregierung und den Kommunalen Landesverbänden zur schulischen Inklusion ist aus Sicht des Gemeindetags eine gute Basis, um in den Schulen vor Ort mit der Inklusion beginnen zu können. Nach intensiven Verhandlungen haben das Land und die Vertreter der Städte und Gemeinden eine gemeinsame Grundlage für eine Vereinbarung zur Finanzierung der Aufgaben im Rahmen der schulischen Inklusion gefunden. Für die Städte und Gemeinden stand während der Verhandlungen im Vordergrund, eine Lösung zu finden, die zwei Ziele miteinander vereinbart: ´“Wir möchten dem Wunsch der Eltern Rechnung tragen, die sich eine inklusive Beschulung für ihre Kinder wünschen. Gleichzeitig ist es uns wichtig, dass den Kommunen als Schulträgern eine ausreichende finanzielle Ausstattung an die Hand gegeben wird. Denn erst dadurch wird eine erfolgreiche schulische Inklusion möglich gemacht.", erklärt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. 

Finanzierungssicherheit für Kommunen durch Anerkennung der Konnexität bei Schulträgerkosten

Ein besonders wichtiger Aspekt im Rahmen der Verhandlungen war für den Gemeindetag die Anerkennung der Konnexität bei den Schulträgerkosten. Grundlage dieser Forderung ist,  dass sich durch die seitens des Landes angestrebte Änderung des Schulgesetzes die Aufgabe des Schulträgers verändern würde. Nach Artikel 71 Absatz 3 der Landesverfassung von Baden-Württemberg hat das Land den Kommunen in solchen Fällen entstehende Mehrkosten zu erstatten, sofern diese nicht nur unwesentlich sind. 

Zur Ermittlung der erwarteten Mehrkosten wurde eine Arbeitsgruppe aus Vertretern des Landes und der Kommunalen Landesverbände gebildet, die auf Basis der versuchsweise erprobten Inklusionsfälle ein Kostentableau entwickelt hat. Man einigte sich zwar auf die Variante, dass 28 Prozent aller Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf künftig eine allgemeinbildende Schule besuchen werden, was eine Gesamtkostenprognose von 40 Millionen Euro ergibt. „Die vom Land zunächst vorgeschlagene pauschale Kostenerstattung war aus Sicht der Städte und Gemeinden jedoch zweitrangig. „Auch die professionellsten Modellrechnungen können die reale Entwicklung nicht vorhersehen. Niemand kann im Vorfeld genau wissen, wie viele Eltern sich tatsächlich für eine inklusive Beschulung entscheiden“, erklärt Gemeindetagspräsident Kehle und fügt hinzu „Angesichts dieser Tatsache war es für uns von zentraler Bedeutung, dass auch die Finanzierung von eventuell über die Prognose hinausgehenden Kosten geklärt ist.“ Nachdem das Land dieses kommunale Anliegen anerkannt habe, konnte man sich auf einer guten Grundlage einigen. 
Dissens bei der Kostenübernahme für die Schulassistenten über die  Eingliederungshilfe

Einige Punkte mussten bei der nun gefundenen Einigung dennoch von der Vereinbarung ausgenommen werden, da dabei der bestehende Dissens zwischen Kommunalen Landesverbänden und Land nicht auszuräumen war. "In der Frage der Konnexität für die im Rahmen der schulischen Inklusion zusätzlich benötigten Schulassistenten über die Eingliederungshilfe konnten wir leider keine Einigung mit dem Land erzielen. Es handelt sich aber auch hier unzweifelhaft um kommunale Mehrkosten, die durch die Gesetzgebung des Landes ausgelöst werden“, bedauert Kehle.  Immerhin werde das Land einen gewissen Betrag als freiwillige Ausgleichszahlung an die Kommunen entrichten. „Sollte aber deutlich werden, dass diese Erstattungsleitung nicht ausreicht, müssen wir die Konnexitätsfrage vom Staatsgerichtshof  klären lassen." stellt der Präsident des größten Kommunalen Landesverbandes klar. 

Schwerpunktschulen aus Sicht der Kommunen die bessere Startvariante für Inklusion

Der Gemeindetag wird die inhaltlichen Kritikpunkte an der gesetzlichen Ausgestaltung der schulischen Inklusion im formalen Anhörungsverfahren gegenüber dem Land trotz der beschlossenen Vereinbarung dennoch zum Ausdruck bringen. "Hier werden wir insbesondere auf die - zumindest in der Anlaufphase - aus unserer Sicht dringend gebotene Etablierung von Schwerpunktschulen sowie auf die Notwendigkeit einer auch juristisch eindeutigen Formulierung für das beschränkte Elternwahlrecht hinweisen", erläutert Kehle.
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